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 Offener Brief der SOPI St. Georg zum Thema 

Obdachlosigkeit im Viertel 
 
1,8 Km² - auf diese Fläche ist unser Viertel St. Georg bemessen. Auf dieser Fläche findet sich ein 
pulsierender Schmelztiegel, der sich vom Hauptbahnhof über die Lange Reihe, den Hansaplatz und 
den Steindamm bis zum Krankenhaus und zur Außenalster erstreckt. Die Diversität des Viertels 
zeichnet sich durch eine vielschichtige Bevölkerung, insbesondere auch eine bunte Gewerbe-, Kunst- 
und Kulturszene, durch etliche Gaststätten und Szenebars aus. Allerdings sind dies die gewöhnlich 
positiv bewerteten Bestandteile des Gemischs, welches im Schmelztiegel brodelt. Zur Stadtteilrealität 
gehört gleichzeitig, dass kaum irgendwo anders in Hamburg Reichtum und Armut auf so engem Raum 
aufeinandertreffen wie hier. Drogenkonsum, Sexarbeit, Obdachlosigkeit und soziale Entwurzelung 
sind ebenso Bestandteile des Viertels – auch wenn sie meist als negativ gebrandmarkt werden. Wir 
fordern, letzteren Phänomenen in einer Art und Weise beizukommen, die sozial verträglich ist und 
nicht primär auf Repression und Verdrängung setzt. Wir haben aber zugleich auch die Belastungen der 
Menschen – vorrangig der 12.000 hier Wohnenden, aber auch der im Hauptbahnhofviertel rund 
40.000 Arbeitenden – vor Augen. Auch ihre Interessen und Bedürfnisse, ihre Sorgen und Nöte gilt es 
zu berücksichtigen, um eine lebenswerte, gemeinsam getragene, solidarische Lebens- und 
Stadtteilwelt zu schaffen.  
2030 – bis zu diesem Jahr soll das Phänomen der Obdachlosigkeit laut Zielsetzung auch des Senats 
überwunden sein.1 Um an diesem hehren Ziel mitzuwirken, haben wir als Soziale und pädagogische 
Initiativen St. Georg (Sopi) einen Forderungskatalog formuliert, der sich spezifisch auf die 
Gegebenheiten dieses Viertels bezieht, wohl wissend, dass das Phänomen der Obdachlosigkeit ein 
stadt(teil)übergreifendes ist.   

Der größte Teil der Menschen, die in Hamburg obdachlos geworden sind, finden sich hier ein, weil sie 
sich ein Leben erhofft haben, dass ihnen Arbeit, Wohnraum und Zugang zu einem guten 
Gesundheitssystem gewährleisten kann.2 Die alltägliche Realität der Menschen, die ohne Obdach 
leben (müssen), sieht jedoch ganz anders aus. Dabei zeigt die Erfahrung, dass bedingungslos 
bereitgestellter Wohnraum – im Sinne des international bereits erprobten Housing First Ansatzes - 
den Weg zu einem Leben ermöglicht, dass autonom und würdevoll gestaltet werden kann. Prävention 
und Intervention scheinen am erfolgreichsten zu funktionieren, wenn der Lebensentwurf und 
Sozialraum der Betroffenen respektiert wird.  

Daher erachten wir es für notwendig, gerade auch vor Ort Möglichkeiten zu schaffen, die im Sinne 
einer umfassenden Vorbeugung und Unterstützung funktionieren. Das bedeutet, die Verhältnisse für 
Betroffene so zu strukturieren, dass sie möglichst niedrigschwellig darauf zugreifen können. Unseres 
Erachtens braucht es mehr stadteilbezogene Angebote, welche die Menschen so nutzen können, wie 
es ihrer Lebensrealität entspricht. Um diese strukturelle Unterstützung leisten zu können, brauchen 

 
1 https://www.agfw-hamburg.de/download/AGFW-Eckpunkte_Aktionsplan-Ueberwindung- 
Wohnungsloskeit.pdf  
2 https://www.hamburg.de/contentblob/12065738/5702405ed386891a25cdf9d4001e546b/data/d-
obdachlosenstudie-2018.pdf  



die Menschen, die bereits ihren Lebensmittelpunkt in St. Georg haben, Möglichkeiten, unbürokratisch  
auf das Hilfesystem zugreifen zu können, um sich einen sicheren Hafen zu schaffen.  

Daher fordern wir als Soziale und pädagogische Initiative St. Georg: 

Ø Bezahlbarer Wohnraum für alle Menschen St. Georgs! 
Ø Unbürokratischer, niedrigschwelliger Zugang zum Hilfesystem für 

Menschen ohne Leistungsanspruch! 
Ø Nachhaltige Lösungen statt Repression und Verdrängung! 

 

 

Ergänzende Statements einzelner Mitglieder der SOPI: 
 

ragazza e.V. 
Das ragazza ist eine Kontakt- und Anlaufstelle und ein Schutzraum für drogengebrauchende und der Sexarbeit 
nachgehende Frauen* in St. Georg. Unsere Besucherinnen* sind in erheblicher Weise von Obdach- und 
Wohnungslosigkeit betroffen: nicht einmal ein Viertel der Frauen*, die in 2022 unsere Einrichtung besucht 
haben, verfügt über eine eigene Wohnung und ein Drittel ist akut obdachlos und lebt auf der Straße. 
Insbesondere die verdeckte Wohnungslosigkeit ist ein Phänomen, von dem Frauen* besonders häufig betroffen 
sind: Zur Abwendung der akuten Obdachlosigkeit kommen diese Frauen* vorübergehend bei Freund*innen, 
Bekannten* oder auch Freiern unter. Diese verdeckte Wohnungslosigkeit ist meist mit 
Abhängigkeitsverhältnissen verbunden und sexuelle Gegenleistungen sind ein häufiges „Zahlungsmittel“ für die 
Bereitstellung eines Bettes. 

So gehören Wohnungs- und Obdachlosigkeit bei dem überwiegenden Teil unserer Besucherinnen* zu den 
drängendsten Problemlagen, deren Bearbeitung aber nur erschwert möglich ist. Drogenkonsumierende Frauen* 
haben in der Regel keine Chancen auf dem freien Wohnungsmarkt, auch die Vermittlung in Wohnunterkünfte 
und Notschlafangebote scheitert häufig. Die wenigen Notschlafstellen, die für drogengebrauchende 
Sexarbeiterinnen* infrage kommen, sind oftmals an ihren Auslastungsgrenzen. Aufgrund von 
Gewalterfahrungen, Traumatisierungen und psychischen Erkrankungen gehören drogenkonsumierende und der 
Sexarbeit nachgehende Frauen* zu einer besonders vulnerablen Gruppe im Hilfesystem für wohnungslose 
Menschen, die besondere Bedarfe aufweist. Eine Unterbringung in Mehrbettzimmern ist für viele in ihrer 
Lebenssituation nicht erträglich und bestehende Angebote werden häufig nicht kontinuierlich aufgesucht. Dies 
erschwert wiederum den Zugang zu höherschwelligen Angeboten, da diese häufig über die Notschlafstellen 
vermittelt werden. Ohne eine gesicherte Wohnsituation wiederum ist eine Bearbeitung von komplexen 
Problemlagen und damit eine Stabilisierung der Lebenssituation der Frauen* häufig nicht möglich. So erschwert 
die Wohnungslosigkeit die weitere Hilfeplanung und trägt zu einer Verfestigung der prekären Lebenslagen bei. 

 

Sperrgebiet 
Das Sperrgebiet, Fachberatungsstelle Prostitution in Hamburg, ist seit den 1980iger Jahren eine 
niedrigschwellige Anlaufstelle für Frauen* in der Sexarbeit, im Stadtteil St. Georg. 

Durch eine Grundversorgung, wie z.B. Lebensmittelausgaben, die Kleiderkammer und die ärztliche Sprechstunde 
versorgt die Beratungsstellungsstelle somit vor allem Frauen* die im Stadtteil prekär leben und arbeiten.  

Durch die allgegenwärtige Stigmatisierung und Diskriminierung des Arbeitsfeldes ist das Klientel auch in Bezug 
auf Wohnungslosigkeit in St. Georg besonders getroffen.  



Öffentliche Unterbringungen werden meist, aufgrund von Angst vor Übergriffen und Outings des Berufes, nicht 
aufgesucht und frauenspezifische Alternativen sind kaum aufzutreiben. 

Somit fordern wir: 

• Niedrigschwellige Unterbringungsmöglichkeiten für Sexarbeiter*innen 
• Zugänge mit Hilfesystem, auch für Menschen ohne Leistungsansprüche 

 

BASIS-Projekt (Anlaufstelle für Mann-männliche Sexarbeiter*innen) 
Mann-männliche Sexarbeiter*innen existieren in der öffentlichen Wahrnehmung nicht und sind aufgrund ihrer 
Tätigkeit, sexueller Identität und Herkunft häufig Diskriminierungen und Stigmatisierungen ausgesetzt. 
Insbesondere Sexarbeiter*innen mit einer Trans* oder nicht binären Identität nutzen selten die bestehenden 
öffentlichen Unterkunftsmöglichkeiten, da sie sich dort nicht akzeptiert und geschützt fühlen. Sexarbeiter*innen 
aus unterschiedlichen Herkunftsländern haben ihren Lebensmittelpunkt oftmals bereits seit vielen Jahren in 
Hamburg, aber keine Zugänge zu einer stabilen und langfristigen Unterkunft, da keine Leistungsansprüche 
bestehen. Sie leben hier, fallen aber aufgrund fehlender Ansprüche durch das soziale Sicherungssystem. 
Trotzdem bleiben sie in Hamburg und leben hier unter sehr prekären Lebensumständen auf der Straße, häufig 
mit massiven gesundheitlichen Problemen. Sexarbeiter*innen mit Leistungsansprüchen fallen wiederrum durch 
ihre multiplen Problemlagen und Bedarfe durch das bestehende Hilfesystem, da sie ihre Tätigkeit selten offen 
thematisieren, weil sie die Folgen fürchten. 

Daher fordern wir: 

• Altersunabhängige und längerfristige Unterkunftsmöglichkeiten für Menschen in der Sexarbeit! 
• Einen niedrigschwelligen Zugang zu bestehenden Unterkunftsangeboten und eine Erweiterung der 

geschützten Bereiche! 
• Zugänge zum Regelsystem, insbesondere eine kostenlose Krankenversicherung für Menschen ohne 

Ansprüche! 

 

Einwohnerverein St. Georg von 1987 e.V. 
Was den Drogenkonsument:innen hilft, das entlastet auch das Hauptbahnhofviertel! Mit dieser Erkenntnis 
haben wir in den 1990ern ein Jahrzehnt lang Drogenpolitik betrieben. Und mit dafür Sorge getragen, dass ein 
umfangreiches niedrigschwelliges Drogenhilfesystem geschaffen wurde. Es ist an der Zeit, eine ähnlich starke 
Kampagne auf den Weg zu bringen. Auch jetzt wieder heißt es, endlich mehr zu tun für die in St. Georg 
gestrandeten, verarmten, an den gesellschaftlichen Rand gedrängten Menschen. Vor allem die unübersehbare 
Verelendung der Obdachlosen, das vermehrte Aufkommen von bettelnden und hier quasi lebenden 
Bürger:innen bedarf dringend nachhaltiger Unterstützung. Das heißt, dass sich Leistungs- und Hilfsangebote an 
den individuellen Lebensrealitäten und Bedürfnissen obdachloser Menschen orientieren müssen, weil sie 
tagtäglich in mehrfacher Hinsicht z. B. durch ihre Herkunft und Hautfarbe, ihrer Sucht, ihrem Geschlecht 
und/oder einer Behinderung von Diskriminierung und Ausgrenzung bedroht sind. Das zunehmend repressiv-
verdrängende Vorgehen in der City lehnen wir dabei ab, es verschlimmert die Lage der Betroffenen und belastet 
zusätzlich die benachbarten Quartiere. Wir brauchen vielmehr eine wirkliche soziale und inklusive 
Wohnungspolitik, kurzfristig mehr kleine Notübernachtungsstätten und schnellere Schritte in Richtung auf eine 
Beendigung der Wohn- und Obdachlosigkeit – auch und gerade im Stadtteil St. Georg. Housing first! 

 

Johann-Wilhelm-Rautenberg-Gesellschaft e.V.  

Seit 2005 bietet die jwrg e.V. mit dem Wohnhaus „Münze“ 16 obdachlosen Menschen mit psychischer 
Erkrankung eine Wohnung (eigenes Bad, Gemeinschaftsküche) mit unbefristetem Mietvertrag von 
Anfang an. Ergänzende Hilfen können, müssen jedoch nicht angenommen werden.  Die jwrg e.V. bietet 



neben anderen Unterstützungsleistungen Eingliederungshilfe an der Schnittstelle soziale Teilhabe und 
Wohnungslosenhilfe an. 

Ein Einzug in die „Münze“ bedeutet meistens nach langer Zeit endlich wieder dauerhaft ein Dach über 
dem Kopf zu haben. Ein Einzug bedeutet i.d.R. aber auch ein jahrelanger Verbleib in der Münze, denn 
der Auszug in eine andere Wohnung gelingt Menschen mit langjähriger Erfahrung in Obdachlosigkeit 
und mit psychischer Erkrankung nur selten, da bezahlbarer Wohnraum knapp und die Konkurrenz auf 
dem Wohnungsmarkt groß ist.   

Die Nachfrage nach einem Angebot wie der „Münze“, das obdachlosen Menschen mit multikomplexen 
Problemlagen eine Perspektive bietet, ist immens. Gleichzeitig entsteht in St. Georg und Umgebung 
jedoch seit Jahren ein Hotel nach dem Anderen und große Gebäudekomplexe werden aufgekauft, um 
jahrelang leer zu stehen. 

Im März 2023 startete die jwrg e.V. mit dem vom Deutschen Hilfswerk finanzierten Projekt „Housing 
1st Rautenberg“. In drei Jahren wollen wir 15 obdachlosen Menschen mit multiplen Problemlagen in 
Wohnraum bringen. Wir wollen dazu beitragen, dass Housing First Prinzip in der Stadt zu etablieren, 
so wie es auch schon in vielen anderen Großstädten Europas gelungen ist.  

Wir fordern deshalb: 

• Freie Liegenschaften der FHH für niedrigschwellige Wohnprojekte zur Verfügung zu stellen 
(z.B. leerstehende Gebäude nutzen) 

• Entstehung von bezahlbaren Quartieren mit einer fixen Quote von Wohnungen, die 
obdachlosen Menschen angeboten werden  

• Übernahme des Housing First Prinzips (unbefristeter Wohnraum für obdachlose Menschen 
von Anfang an, freiwilliges Angebot flankierende sozialarbeiterische Unterstützung) in die 
Regelfinanzierung  

• Unbürokratische Lösungen für den Zugang zum Hilfesystem für alle Menschen - ob mit oder 
ohne Leistungsanspruch  


